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Drucksache VI/142 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Czaja, Erpenbeck, Mick, Ott und 
der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz) vom 27. Juni 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 526) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1617) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Überschrift: 

„Förderung des Baues, der Instandsetzung und 

Modernisierung von Wohnungen als öffentliche 
Aufgabe" 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben den Wohnungsbau, 
die Instandsetzung und die Modernisierung 
von Wohngebäuden und Wohnungen unter 
besonderer Bevorzugung von Wohnungen, 
die nach Größe, Ausstattung und Miete oder 
Belastung für die breiten Schichten des Vol- 
kes bestimmt und geeignet sind (sozialer 
Wohnungsbau) als vordringliche Aufgabe zu 
fördern. In förmlich festgelegten Sanierungs- 


gebieten und festgelegten Entwicklungsge- 
bieten kann auch der Bau von sonstigen 
Wohnungen gefördert werden." 

b) Nach Absatz 2 werden folgende neue Ab- 
sätze 3 und 4 eingefügt: 

„(3) Die Förderung der Instandsetzung 
und Modernisierung hat das Ziel, Wohnraum 
zu Wohnzwecken zu erhalten, der durch Ver- 
fall dem Wohnungsmarkt verlorengehen 
würde und durch neu zu errichtenden Wohn- 
raum ersetzt werden müßte. 

(4) Die Förderung des Wohnungsbaues in 
förmlich festgelegten Sanierungs- und in 
festgelegten Entwicklungsgebieten hat das 
Ziel, die einheitliche Vorbereitung und zü- 
gige Durchführung städtebaulicher Maßnah- 
men sicherzustellen und die Kosten der in 
Sanierungs- und Entwicklungsgebieten er- 
stellten Wohnungen für die Nutzung durch 
die verschiedenen Bevölkerungsschichten 
tragbar zu halten." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Ab- 
sätze 5 bis 7. 


3. In § 3 Abs. 1 wird folgender Buchstabe n ange- 
fügt: 

,,n) Einsatz von Mittel auch außerhalb des so- 
zialen Wohnungsbaues in Sanierungs- und 
Entwicklungsgebieten." 
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4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„bestimmt sind“ die Worte „und dieser 
Zweckbestimmung gemäß eingesetzt wer- 
den" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden vor dem bisherigen 
Buchstaben a die neuen Buchstaben a und b 
eingefügt: 

„a) die Mittel für die Instandsetzung und 
Modernisierung von Wohngebäuden 
und Wohnungen, 

b) die Mittel zur Förderung des sonstigen | 
Wohnungsbaues in förmlich festgelegten ; 
Sanierungsgebieten und in festgelegten 
Entwicklungsgebieten,“. ! 

Die bisherigen Buchstaben a bis g werden 
Buchstaben c bis i. 

5. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Bund beteiligt sich an der Finanzie- j 
rung des von den Ländern mit öffentlichen 
Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaues, an ! 
der Finanzierung des Wohnungsbaues in form- 1 
lieh festgelegten Sanierungsgebieten lind in 
festgelegten Entwicklungsgebieten und an der 
Finanzierung der Instandsetzung und Moderni- 
sierung.“ 

6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen verteilt die in § 18 Abs. 1 
und in § 20 bezeichneten Bundesmittel nach 
Maßgabe der Vorschriften von § 20 Abs. 6 
auf die Länder, wobei ein Fonds zur Dispo- • 
sition des Bundesministers für Städtebau und j 
Wohnungswesen für von ihm ausgewählte : 
Förderungsmaßnahmen im Sinne dieses Ge- 
setzes abgezweigt werden kann.“ 

b) In Absatz 1 Satz 5 werden nach dem Wort 
„Wohnungsbedarfs“ die Worte „sowie des 
Instandsetzungs- und Modernisierungsbe- 
darfs" eingefügt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten 
„sozialen Wohnungsbaues" die Worte „so- 
wie der Instandsetzung und Modernisierung 
von Wohngebäuden" eingefügt. 

7. § 19 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „§§ 25 
bis 68 und 88" durch die Worte „§§ 25 bis 
68, 88 und 88 c sowie die Förderung der In- 
standsetzung und Modernisierung nach den 
§§ 98 a und 98 b“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach den Worten „be- 
stimmt sind" die Worte „oder nach § 88 c 


oder nach den §§ 98 a und 98 b eingesetzt * 
werden“ eingefügt. 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „des 
Wohnungsbaues“ die Worte „oder zur För- 
derung der Instandsetzung und Modernisie- 
rung von Wohngebäuden" eingefügt. 

b) In Absatz 1 werden nach den Worten „zu- 
gunsten des sozialen Wohnungsbaues" die 
Worte „und des Wohnungsbaues in förmlich 
festgelegten Sanierungsgebieten und in fest- 
gelegten Entwicklungsgebieten sowie zur 
Förderung der Instandsetzung und Moderni- 
sierung von Wohngebäuden“ eingefügt. 

c) An Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange- 
fügt: 

„(6) Unbeschadet des Einsatzes von weite- 
ren Bundesmitteln nach §§ 18 und 19 a für 
die dort vorgesehenen Zwecke sind 3 /r> der 
Rückflüsse für die im Städtebauförderungs- 
gesetz vorgesehenen Zwecke und die Förde- 
rung des Wohnungsbaues in förmlich fest- 
gelegten Sanierungsgebieten und in festge- 
legten Entwicklungsgebieten, V» der Rück- 
flüsse für die Förderung der Instandsetzung 
und Modernisierung von Wohngebäuden 
und Wohnungen und Vr» der Rückflüsse für 
die Bildung von Einzeleigentum im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 zu verwenden.“ 

9. In § 24 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„sozialen Wohnungsbaues" die Worte „sowie 
zur Förderung der Instandsetzung und Moderni- 
sierung von Wohngebäuden“ eingefügt. 

10. § 25 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit öffentlichen Mitteln ist der soziale 
Wohnungsbau zugunsten von Wohnungssuchen- 
den zu fördern, bei denen das Jahreseinkommen 
des Haushaltsvorstands den Betrag von 10 800 
Deutsche Mark in der Regel nicht übersteigt 
(Einkommensgrenze). Die Einkommensgrenze 
erhöht sich für jeden zur Familie des Wohnungs- 
suchenden Haushaltsvorstandes rechnenden An- 
gehörigen (§ 8), dessen Jahreseinkommen bei 
dem Ehegatten 7200 Deutsche Mark, bei ande- 
ren Angehörigen 5400 Deutsche Mark nicht 
übersteigt, um 3000 Deutsche Mark. Für Schwer- 
beschädigte und ihnen gleichgestellte erhöht 
sich die Einkommensgrenze um je 3000 Deutsche 
Mark. Auf Antrag des Haushaltsvorstandes 
kann jedoch abweichend von Satz 1 und 2 auch 
vom Familieneinkommen der zum Haushalt 
rechnenden Familienmitglieder ausgegangen 
werden. In diesem Fall soll das Familienjahres- 
einkommen bei einer Familie von zwei Per- 
sonen 18 000 Deutsche Mark nicht übersteigen; 
diese Einkommensgrenze erhöht sich für jeden 
zur Familie rechnenden Angehörigen um je 3000 
Deutsche Mark." 
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11. In § 45 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „3000 
Deutsche Mark" durch die Worte „4800 Deut- 
sche Mark" ersetzt. 

12. Nach § 88 b wird folgender neuer Abschnitt ein- 
gefügt: 

„Zweiter Abschnitt 

Förderung des Baues sonstiger Wohnungen in 
Sanierungs- und Entwicklungsgebieten 

§ 88 c 

Förderungsmaßnahmen 

(1) Für Wohnungen die in förmlich festge- 
legten Sanierungsgebieten oder in festgelegten 
Entwicklungsgebieten errichtet werden und die 
weder als sozialer Wohnungsbau noch nach 
§ 88 gefördert werden, können auf Antrag des 
Bauherrn aus den nach den §§ 18 bis 20 für die 
Förderung des Wohnungsbaues durch den Bund 
bereitgestellten Mitteln für begrenzte Fristen 
Zuschüsse zur Deckung der laufenden Aufwen- 
dungen oder Zinszuschüsse oder Anuitätsdar- 
lehen oder Anuitätszuschüsse gewährt werden. 
Die Bewilligung der Mittel kann mit Auflagen 
verbunden werden, durch die insbesondere der 
Verwendungszweck der Mittel und die sinnge- 
mäße Anwendung von § 98 Abs. 3 sichergestellt 
werden. 

(2) Die Bewilligung der Zuschüsse kann 
widerrufen werden, wenn der Bauherr oder 
sein Rechtsnachfolger den Auflagen schuldhaft 
zuwiderhandelt." 


13. Im Teil V werden der Zweite bis Fünfte Ab- 
schnitt der Dritte bis Sechste Abschnitt. 

14. Nach § 98 wird folgender neuer Teil eingefügt: 

„Teil VI 

Grundsätze für die Förderung der Instandsetzung 
und Modernisierung von Wohngebäuden 

§ 98 a 

Instandsetzung, Modernisierung von Wohnge- 
bäuden und Wohnungen, Begriffsbestimmungen 

(1) Instandsetzung ist die Ausführung von 
notwendigen Arbeiten in oder an Wohngebäu- 
den zur Erhaltung der Bausubstanz und Bewohn- 
barkeit. Schönheitsreparaturen gehören nicht 
dazu. 

(2) Modernisierung ist die Vornahme bau- 
licher Verbesserungen und das Anbringen von 
Einrichtungen in oder an Wohngebäuden, so- 
weit dadurch Wohnungen teilweise oder voll- 
ständig mit der Mindestausstattung des § 40 
dieses Gesetzes versehen werden, sowie die 


Anlage von Sammelheizungen, Garagen, Kana- 
lisation und Hausanschlüssen. 

(3) Förderungsfähige Wohngebäude sind Ge- 
bäude, die mindestens zu 2 k zu Wohnzwecken 
genutzt werden, soweit sie vor dem 1. August 
1953 bezugsfertig geworden sind und im Hin- 
blick auf ihre bauliche Qualität erhaltungswür- 
dig erscheinen. 

§ 98 b 

Förderungsmaßnahmen 

(1) Zur Förderung der Instandsetzung und 
Modernisierung von förderungsfähigen Wohn- 
gebäuden im Sinne des § 98 a können zinsver- 
billigte, nachstellige Darlehen oder Darlehen 
oder Zuschüsse zur Deckung der laufenden Auf- 
wendungen oder Zinszuschüsse oder Anuitäts- 
darlehen oder Anuitätszuschüsse aus den in 
§§ 18 bis 20 bezeichneten Bundesmitteln ge- 
währt werden. § 88 c gilt entsprechend. 

(2) Diese Mittel gelten, soweit sie nach 
Absatz 1 eingesetzt werden, nicht als öffentliche 
Mittel. 

(3) Bei der Bewilligung der Darlehen oder 
Zuschüsse hat sich der Bauherr zu verpflichten, 
die Wohnungen im Falle der Vermietung bis 
zum Ende des Kalenderjahres, in dem die Dar- 
lehen zurückgezahlt sind oder die Zuschüsse 
letztmalig gezahlt werden, höchstens zu einem 
Entgelt zu vermieten oder zum Gebrauch über- 
lassen, das die zur Deckung der laufenden Auf- 
wendungen erforderliche Kostenmiete nicht 
übersteigt. Hat sich der Bauherr dazu verpflich- 
tet und übersteigt das vereinbarte Entgelt die 
Kostenmiete, so ist die Vereinbarung insoweit 
unwirksam. Soweit die Vereinbarung unwirk- 
sam ist, ist die Leistung zurückzuerstatten und 
vom Empfang an zu verzinsen. Der Anspruch 
auf Rückerstattung verjährt nach Ablauf von 
vier Jahren nach der jeweiligen Leistung, jedoch 
spätestens nach Ablauf eines Jahres von Be- 
endigung des Mietverhältnisses an. Für die Er- 
mittlung der Kostenmiete und ihre Änderung 
gelten im übrigen die Vorschriften des § 72 
dieses Gesetzes, des § 8 Abs. 4, der §§ 8 a, 8 b, 
10 und 11 des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 
sowie die zu deren Durchführung ergangenen 
Vorschriften entsprechend. 

(4) Für vermietete Wohnungen in Eigen- 
heimen oder Kleinsiedlungen tritt an Stelle der 
Kostenmiete die Vergleichsmiete." 


Artikel II 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

Das Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung 
von Sozialwohnungen (Wohnungsbindungsgesetz 
1965 — WoBindG 1965) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 889) wird wie folgt geändert: 
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§ 5 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

„Die Bescheinigung über die Wohnberechtigung ist 
einem Wohnungssuchenden von der zuständigen 
Stelle zu erteilen, wenn er die Voraussetzungen des 
§ 25 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes er- 
füllt." 

Artikel III 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

Bonn, den 5. Dezember 1969 

Dr. Czaja 
Erpenbeck 
Mick 
Ott 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. 

Die Einkommensgrenze für Wohnungssuchende, die 
eine öffentlich geförderte Wohnung beziehen dür- 
fen, sind seit vielen Jahren nicht mehr geändert wor- 
den. Sie liegen so niedrig, daß ein erheblicher Teil 
jener Haushaltungen, für die die öffentliche Förde- 
rung im Wohnungsbau früher vorgesehen war, ins- 
besondere Haushaltungen mit 2 bis 5 Personen, sol- 
che Wohnungen nicht mehr beziehen darf. Dies be- 
hindert die Mobilität der Mieter im bestehenden 
öffentlich geförderten Wohnungsbestand und den 
Bezug neu errichteter Sozialwohnungen. 

Familien, deren Nachkommen aus dem Haushalt aus- 
geschieden sind, können deshalb oft ihre für größere 
Familien bestimmte Wohnungen nicht freigeben und 
kleinere Wohnungen beziehen, wachsende Familien 
können in diese Wohnung nicht nachrücken. Den 
meisten jungen Familien ist es verwehrt, öffentlich 
geförderte Wohnungen zu beziehen. Oft ist den Ver- 
mietern die Vergabe bestehender Sozialwohnungen 
bei Berücksichtigung der Einkommensgrenzen er- 
heblich erschwert und viele Haushaltungen, für die 
die Kosten der steuerbegünstigten und frei finan- 
zierten Wohnungen nicht tragbar sind, können sich 
wegen der Einkommensgrenzen auch nicht um neu 
errichtete Sozialwohnungen bewerben. Die Eigen- 
tumsbildung durch Wohnungsbau wird dadurch 
ebenfalls für breite Schichten der Bevölkerung er- 
schwert. 

Die Erhöhung der Einkommensgrenzen will diese 
Hindernisse abbauen, ohne jedoch einer übergroßen 
Zahl von Haushaltungen vorerst das Anrecht auf 
eine Bewerbung um eine öffentlich geförderte Woh- 
nung zu geben. Das monatliche Einkommen des 
Haushaltsvorstands soll nach diesem Entwurf z. B. 
in einem 5-Personenhaushalt 1900 DM monatlich in 
der Regel nicht überschreiten; bisher durfte es 
1550 DM nicht übersteigen (die Werbungskosten 
werden vom Bruttoeinkommen abgesetzt). Die Stei- 
gerung der Einkommensgrenze des Haushaltsvor- 
standes um 250 DM monatlich für die Ehegattin (bis- 
her nur 200 DM) sollen entgegen den bisherigen 
Bestimmungen auch dann möglich sein, wenn das 
monatliche Einkommen der Ehegattin 500 DM über- 
steigt. Jenen Haushaltungen, in denen neben dem 
Haushaltsvorstand ein weiterer Angehöriger er- 
heblich zum Unterhalt der Familie beitragen muß, 
ist eine Wahlmöglichkeit dahin gehend gegeben, daß 
sie die Zugrundelegung ihres Familieneinkommens 
fordern können; diese soll z. B. bei einem 4-Per- 
sonenhaushalt in der Regel 2000 DM nicht über- 
schreiten. 

Die Länder haben durch Ausführungsbestimmungen 
zu dem Begriff „in der Regel" auch bisher begrenzte 
Überschreitungen der vorgesehenen Beträge zuge- 
lassen; daran soll nichts geändert werden. 


Die Vorschriften des Wohnungsbindungsgesetzes 
über die Einkommensgrenzen sind an das Zweite 
Wohnungsbaugesetz anzupassen. 


II. 

Zu den wesentlichen Zielen der Öffentlichen Förde- 
rung des Wohnungsbaus gehörte seit vielen Jah- 
ren der Wiederaufbau, also die Erhaltung bestehen- 
den Eigentums; er ist weitgehend abgeschlossen. 
Eine ausreichende und ausgeglichene Wohnungsver- 
sorgung breiter Schichten der Bevölkerung muß nicht 
nur durch ausreichenden Neubau von Wohnungen in 
der jeweils von den Wohnungssuchenden gewünsch- 
ten Rechtsform und an dem gewünschten Standort, 
sondern auch durch Erhaltung, Instandsetzung und 
Modernisierung bestehenden Wohnraums gewähr- 
leistet werden. Die Erhaltung bestehenden Vermö- 
gens ist auch volkswirtschaftlich von erheblicher Be- 
deutung. Instandsetzung und Modernisierung wur- 
den auch bisher unter Anpassung an die Vermögens- 
lage der Eigentümer und die Tragbarkeit erhöhter 
Mieten durch Haushalts- und ERP-Mittel gefördert. 
Diese Förderung soll nunmehr gesetzlich verankert 
und in die Förderungsziele des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes sowie in das Förderungsvolumen aus- 
drücklich einbezogen werden. Dies macht einige 
neue Vorschriften und eine Reihe redaktioneller 
Änderungen erforderlich. Bei dieser öffentlichen 
Förderung muß allerdings die Einhaltung einer an- 
gemessenen Kostenmiete gesichert werden. 


III. 

Schließlich muß sich das Zweite Wohnungsbaugesetz 
auch den Notwendigkeiten der zum Teil schon be- 
gonnenen, zum Teil in naher Zukunft bedeutsamen 
Entwicklungs- und Sanierungsaufgaben anpassen. 
Um die Zügigkeit, die Geschlossenheit und die ratio- 
nelle Durchführung von Baumaßnahmen in Sanie- 
rungsgebieten zu ermöglichen und um die Kosten 
der nicht öffentlich geförderten Wohnungen in die- 
sen Bereichen nicht untragbar hoch werden zu las- 
sen, sollten in diesen Gebieten auch für sonstige 
Wohnungen Annuitätsdarlehen mit begrenzten 
Fristen oder begrenzte Zuschüsse gewährt werden 
können, wenn dadurch die Kostenmiete, also die 
Weitergabe der Vergünstigung und die Erfüllung 
von notwendigen Auflagen gewährleistet ist. 

In Sanierungs- und Entwicklungsgebieten soll auch 
die Verwendung von Wohnungsbaumitteln für die 
mit dem Bau von Wohnungen in Verbindung stehen- 
den städtebaulichen Maßnahmen möglich sein. 

Ein erheblicher Teil der inzwischen sehr stark an- 
gewachsenen Rückflüsse aus Baudarlehen soll für 
Zwecke der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
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bestimmt sein, ein anderer Teil für die Modernisie- 
rung und Instandsetzung bestehender Wohnungen, 
ein weiterer für die gesellschaftspolitisch wichtige 
Förderung der Eigentumsbildung durch Wohnungs- 
bau, die in den letzten Jahren trotz des Vorliegens 
von jeweils 60 000 bis 80 000 unerledigten förde- 
rungsfähigen Anträgen, in besorgniserregendem 
Maße zurückgegangen ist. 

Die erheblich gewachsenen Rückflüsse aus Baudar- 
lehen müssen in die Verteilung der Bundesmittel 
einbezogen werden, der Bundesminister für Städte- 
bau und Wohnungswesen soll für eigene Entschei- 
dungen einen angemessenen Dispositionsfonds be- 
halten. 



